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Änderungsantrag 

der Fraktion der SPD 


zur zweiten Beratung des von der Bundesregierung eingebrachten 

Entwurfs eines Einundzwanzigsten Strafrechtsänderungsgesetzes (21. StrÄndG) 

— Drucksachen 10/1286, 10/3242 — 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Artikel 1 Nr. 4 erhält folgende Fassung: 

,4. § 140 wird wie folgt gefaßt: 

.§ 140 

Belohnen und Billigen von Straftaten; Leugnen und 
Verharmlosen des nationalsozialistischen Völkermordes 

(1) Wer eine der in § 138 Abs. 1 Nr. 1 bis 5 und in § 126 Abs. 1 
Nr. 1 bis 6 genannten rechtswidrigen Taten, nachdem sie 
begangen oder in strafbarer Weise versucht worden ist, 

1. belohnt oder 

2. in einer Weise, die geeignet ist, den öffentlichen Frieden zu 
stören, öffenthch, in einer Versammlung oder durch Ver- 
breiten von Schriften (§11 Abs. 3) billigt, 

wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe 
bestraft. 

(2) Ebenso wird bestraft, wer eine unter der Herrschaft des 
Nationalsoziahsmus begangene, in §220a Abs. 1 genannte 
Handlung 

1. belohnt oder 

2. in einer Weise, die geeignet ist, den öffentlichen Frieden zu 
stören, öffentlich, in einer Versammlung oder durch Verbrei- 
ten von Schriften (§11 Abs. 3) bilhgt, leugnet oder verharm- 
lost. 

(3) Wer Schriften (§11 Abs. 3) des in Absatz 2 Nr. 2 bezeich- 
neten Inhalts 

1. verbreitet, 

2. öffenthch ausstellt, anschlägt, vorführt oder sonst zugänglich 
macht, 
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3. einer Person unter 18 Jahren anbietet, überläßt oder zugäng- 
lich macht oder 

4. herstellt, bezieht, üefert, vorrätig hält, anbietet, ankündigt, 
anpreist, in den räumlichen Geltungsbereich einzuführen 
oder daraus auszuführen unternimmt, um sie oder aus ihnen 
gewonnene Stücke im Sinne der Nummern 1 bis 3 zu ver- 
wenden oder einem anderen eine solche Verwendung zu 
ermögüchen, 

wird mit Freiheitsstrafen bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe 
bestraft. 

(4) Ebenso wird bestraft, wer eine Darbietung des in Absatz 2 
Nr. 2 bezeichneten Inhalts durch Rundfunk verbreitet. 

(5) In den Fällen der Absätze 3 und 4 gelten § 86 Abs. 3 und 
§ 131 Abs. 4 entsprechend."' 

Bonn, den 24. April 1985 

Dr. Vogel und Fraktion 
Begründung 

Der Antrag schlägt vor, die ursprüngliche Fassung des von der 
Bundesregierung beschlossenen Gesetzentwurfs, die sich mit dem 
Gesetzentwurf der SPD-Bundestagsfraktion deckte, wieder her- 
zustellen. Die ursprüngliche Fassung wird dem Problem anders 
als die Vorlage der Koahtion unter allen moralischen, politischen 
und rechthchen Aspekten gerecht. 
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